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Darunter folgt bis max. 20  m teufe der 
Schilfsandstein in der Ausbildung als fein-
sandiger, toniger Schluffstein. Unter dem 
Schilfsandstein liegen die tonig ausgebil-
deten schwarzgrauen Estherienschichten. 
Die Lehrbergschichten stellen in ihrer toni-
gen Beckenfazies einen sehr schlechten bis 
äußerst schlechten Grundwasserleiter dar, 
der Schilfsandstein ist hingegen potentiell 
als Grundwasserleiter geeignet. Die Esthe-
rienschichten stellen ähnlich den Lehrberg-
schichten einen äußerst schlechten bis fast 
undurchlässigen Grundwasserleiter dar.

Erkundung
Im Rahmen der Erkundungen wurde zunächst 
die Ausdehnung der Deponiefläche mittels 
einer multitemporalen Luftbildauswertung 
erkundet. Zusätzlich zur Luftbildauswertung 
wurden Sondierbohrungen zur Ermittlung der 
horizontalen Ausdehnung sowie der Auffüll-
mächtigkeit abgeteuft. Die müllmächtigkeit 
wurde mit max. 9 m ermittelt. Auf Grundla-
ge des angelegten Bohrrasters konnte mit 
Hilfe einer abgedeckten Karte, die die Soh-
le der ehemaligen tongrube darstellt, eine  
3D-modellierung der Deponiebasis und der 
Deponieflanken erstellt werden.

Es zeigte sich, dass der tonabbau über ei-
ne schmale Zufahrt am Fuß der Deponie 
erfolgte und der müllkörper später in dem 
wannenförmig angelegten tonabbau abgela-
gert worden war. Das gesamte eindringende  
Sickerwasser strömt somit dem natürlichen 
Gefälle folgend in südwestliche Richtung auf 
die ehemalige Zufahrt der tongrube zu.
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IM FOCUS > DEPOnIESAnIERUng In hERRIEDEn

Die Stadt Herrieden liegt am oberlauf 
der Altmühl im mittelfränkischen Land-
kreis Ansbach. In den Jahren 1964 

bis 1978 wurde das an einem relativ stei-
len Hang auf einem Höhenniveau von ca. 
445 – 47  m ü. NN liegende Areal einer ehe-
maligen tongrube als städtische müllde-
ponie genutzt. Neben Hausmüll wurden 
Sperrmüll, Gewerbeabfälle und Bauschutt 
abgelagert. Im Anschluss an die Nutzung als 
mülldeponie wurde das Areal verfüllt und als 
Streuobstwiese angelegt. Die Fläche wird 
heute extensiv als Schafhutung und Lager-
platz für Holz genutzt.

Die Deponiefläche beträgt 6.500  m². Der 
Vorfluter, ein Entwässerungsgraben, befin-
det sich am Fuß der Altablagerung. Ein Ge-
wässer 1. ordnung befindet sich südöstlich 
in ca. 1.000 m Entfernung.

geologie
In der ehemaligen tongrube wurden die to-
ne der Lehrbergschichten (Beckenfazies) ab-
gebaut. Bei der Errichtung von insgesamt 
vier 5˝- Grundwassermessstellen wurden bis 
max. 10,8  m Lehrbergschichten erbohrt, die 
hier als graue und rotbraune Schluffe und 
tone vorliegen.

Anlegen der Drainage
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Der Austrittsbereich des Sickerwassers am 
Deponiefuß wurde mittels mehrerer Sondier-
bohrungen, die zu Rammfiltermessstellen 
ausgebaut wurden, eingegrenzt. Das in die-
sem Bereich aus den Rammfiltermessstellen 
entnommene und untersuchte Sickerwasser 
zeigte eine deutlich negative Beeinflussung 
durch die Deponie. Das Sickerwasser wird 
vom eigentlichen Grundwasser durch eine 
mindestens 0,8  m mächtige Lage der Lehr-
bergschichten getrennt.
Die mächtigkeit der trennenden Lehrberg-
schichten nimmt entgegen dem Hang auf 
mehrere meter zu. Die Deponie besitzt so-
mit eine natürliche Deponiebasisabdichtung 
mit Gefälle in Richtung Deponiefuß.

In keiner der untersuchten Grundwasserpro-
ben aus den neu errichteten 5˝- Grundwas-
sermessstellen kam es zu Auffälligkeiten. 
In einer weiteren messstelle aus dem Jahr 
1993 war eine geringe Beeinflussung durch 
das Deponat feststellbar. Dies war auf Un-
dichtigkeiten der Grundwassermessstelle 
bzw. einen hydraulischen Kurzschluss zu-
rückzuführen.

Sowohl die prüfung der weiteren Gefähr-
dungspfade mittels FID-Begehung der De- 
ponieoberfläche als auch die Untersuchun-
gen von oberflächenmischproben gemäß 
BBodSchV ergaben keinerlei Hinweise auf ei-
ne Gefährdung für die pfade Boden-mensch 
bzw. Boden-Nutzpflanze.

Sanierungsvarianten
Für die Sanierung der Deponie wurden drei 
mögliche Sanierungsvarianten ermittelt:

Variante 1 – Aufbau eines oberflächenab-
dichtungssystems mit Sickerwasserfassung 

und Gasdrainage. Rückbau und Neuerrich-
tung der alten undichten Grundwassermess-
stelle.
Variante 2 – Aushub und Entsorgung des 
müllkörpers sowie Wiederverfüllung mit un-
kritischem Auffüllmaterial. Rückbau und 
Neuerrichtung der alten undichten Grund-
wassermessstelle.
Variante 3 – Errichtung einer Sickerwasser-
drainage am Deponiefuß mit Ableitung des 
Sickerwassers in die städtische Kanalisa- 
tion. Rückbau und Neuerrichtung der alten 
undichten Grundwassermessstelle.

Eine Variantenstudie ergab, dass die Varian-
te 3 die wirtschaftlichste war. Die alternati-
ven Sanierungsmaßnahmen hätten ein Viel-
faches an Kosten verursacht.

Sanierungsbedarf
Das Landratsamt Ansbach stellte wegen der 
Sickerwasserbelastungen am Fuß der De-
ponie im mai 2012 das Erfordernis einer 
Sanierung mittels Errichtung einer Sicker-
wasserdrainage am Fuß der Deponie fest. 
Des Weiteren sollte die aus dem Jahr 1993 
stammende Grundwassermessstelle zur Be-
seitigung des hydraulischen Kurzschlusses 
rückgebaut und neu errichtet werden.

Durchgeführte Sanierungsmaßnahmen
Die ca. 20  m lange und 1  m breite tiefen-
drainage weist ein Sohlgefälle von ca. 2  % 
zu einem technik- und Kontrollschacht auf. 
Die Sohle sowie die talseitige Grubenwand 
wurden mit einer Abdichtungsbahn ausge-
kleidet, um die Aufnahme des abfließenden 
Sickerwassers in das Vollsickerrohr zu opti-
mieren.
Die Sickerdrainage wurde mit einem Sand-
Splitt-Schottergemisch 0/56  mm verfüllt und  

etwa 30 cm unter der Geländeoberkante 
nochmals mit einer Abdichtungslage abge-
deckt, um das Einsickern von oberflächigem, 
unbelastetem Niederschlagswasser in die 
Drainage zu minimieren. In den Kontroll- und 
technikschacht DN 2000 wurde ein Durch-
flussmesser „optilux 2100 C“ der Fa. Kroh-
ne eingebaut, um die abfließenden Sicker-
wassermengen dokumentieren zu können. 
Die messergebnisse werden digital in eine 
kleine messbox an der Geländeoberfläche 
übertragen, um das Einsteigen in den 5  m 
tiefen Kontrollschacht zu vermeiden und da-
mit den personal- und Sicherheitsaufwand 
bei den regelmäßigen Wartungsarbeiten zu 
minimieren.

Da für die Stromversorgung des Durchfluss-
messers kein nahegelegener Anschluss an 
das öffentliche Stromnetz vorhanden war, 
wurde aus wirtschaftlichen Erwägungen eine
Stromversorgung über eine photovoltaikinsel- 
anlage hergestellt. 

Im Zuge der Aushubarbeiten zur Errichtung 
der Drainage fielen ca. 300 tonnen Aushub-
material an, die als DKII-material entsorgt 
werden mussten.
Die alte und undichte Grundwassermess-
stelle (Ausbautiefe 14,2  m) wurde über-
bohrt und verpresst und in 5  m Abstand neu  
errichtet. 

Bauausführung
Die Bauarbeiten begannen im Februar 2014 
und wurden im August 2014 abgeschlossen.

Folgenutzung
Die Fläche wird nach wie vor extensiv als 
Schafhutung und als Lagerplatz für Holz ge-
nutzt.

Lageplan mit Auffüllmächtigkeiten 3D-Ansicht Oberkante Stauer
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 IntERvIEw > 

5 Fragen zu Altlasten
Interview mit herrn 1. Bürgermeister  
Alfons Brandl, Stadt herrieden

Herr Bürgermeister, 
Sie haben mit Unter-
stützung durch die 
GAB und den Unter-
stützungsfonds die 
Deponie in Herrieden 
saniert.

1. Was hat Sie veranlasst, das  
Altlastenthema in Ihrer Gemeinde  
anzugehen?

Nach Gründung des Unterstützungsfonds 
durch den Freistaat Bayern war es der 
Stadt Herrieden wichtig, frühzeitig eine 
Detailuntersuchung in Zusammenarbeit 
mit der GAB vorzunehmen.
Nachdem sich die ehemalige Hausmüll-
deponie in der Nähe eines Baugebietes 
befand, sah sich die Stadt Herrieden  
in der Verantwortung. Es sollte sicherge-
stellt sein, dass von der Deponie keine 
schädlichen Einflüsse auf das Grundwas-
ser und die Anwohner ausgehen.

2. Was waren Ihre wichtigsten Er fahrun-
gen bei der Sanierung der Deponie?

Die Sanierung einer ehemaligen Haus-
mülldeponie ist für die Stadt Herrieden 

kein Alltagsgeschäft, sondern bedarf vor-
weg einer engen Zusammenarbeit und Ab-
stimmung mit den zuständigen Behörden 
und Fachbüros. mit der fachlich kompeten-
ten Unterstützung durch die GAB konnte 
das technische Bauamt der Stadt Herrieden 
das umfangreiche Sanierungsprogramm 
und die Verfahrensabschnitte abarbeiten.
Die Zusammenarbeit zwischen der GAB 
(Herrn Kugler und Herrn Rühl als Berater für 
die Gemeinde) und dem beauftragten Inge-
nieurbüro (ghb) war sehr gut. 

3. Wie wurde die Sanierungsmaßnahme 
in der Gemeinde aufgenommen?

Die Bauarbeiten wurden von den Anliegern 
mit Interesse verfolgt. Durch die gute Vorbe-
reitung konnten die Bürgerinnen und Bürger 
dann immer fundiert informiert werden, so 
dass die maßnahme bei der Bevölkerung 
durchweg positiv aufgenommen wurde. Im 
Stadtrat stand die Notwendigkeit der maß-
nahme nie zur Diskussion, deshalb war es 
auch selbstverständlich, dass die notwen-
digen mittel für die Sanierung bereitgestellt 
wurden. 

4. In welchen Punkten hat Ihnen die  
Zusammenarbeit mit der GAB die Arbeit 
erleichtert?

Die Deponiesanierung war für die Stadt  
Herrieden die erste maßnahme dieser Art, 
daher war auch in der Verwaltung dafür  
niemand mit dem notwendigen Fachwissen 
vorhanden. Die GAB stand hier stets als 

kompetenter Ansprechpartner zur Ver-
fügung und hat den Ablauf hervorragend 
moderiert. Dies war vor allem bei der  
Beratung für die Auswahl der Fachbüros, 
der Sanierungsvariante und der beteilig-
ten Firmen gegeben.  
Die Abrechnung war unkompliziert  
und die Zuschüsse wurden zeitnah aus-
bezahlt.

5. Welchen Rat würden Sie anderen  
Gemeinden im Hinblick auf Deponie- 
sanierungen mitgeben?

Allen Gemeinden sollte die Sicherung der 
endlichen Ressourcen Boden und Grund-
wasser am Herzen liegen. mit der Er-
kundung und Sanierung von ehemaligen 
Hausmülldeponien wird dazu ein wichti-
ger Beitrag geleistet. mit dem Unterstüt-
zungsfonds des Freistaats Bayern sind 
die finanziellen Risiken auf viele Schul-
tern verteilt und der Aufwand für die ein-
zelne Gemeinde ist überschaubar. mit der 
GAB steht den Gemeinden ein kompeten-
ter Berater zur Verfügung.

Vielen Dank für das freundliche  
Gespräch!

FAktEn >      
Deponiebetrieb: 1964 bis 1978
Fläche: 4.000 m²
Deponievolumen: 13.000 m³
Gesamtkosten: ca. 180.000 Euro
Bauzeit: Februar bis August 2014

nachsorge
Da die Deponie kein oberflächenabdich-
tungssystem besitzt und nach wie vor Re-
genwasser in die Deponie eindringt, ist ein 
längeres Nachsorgeprogramm notwendig. 
Hierbei werden die Grundwassermessstel-
len sowie das gesammelte Sickerwasser 
zweimal jährlich beprobt.

zusammenfassung
Im vorliegenden Fall wurde mit der Errichtung 
einer Drainage am Deponiefuß zur Ableitung 
des eingedrungenen Sickerwassers über die 
Deponiefläche eine kostengünstige Alterna-
tive zu klassischen Verfahren, wie modellie-
rung mit oberflächenabdichtung oder Aus-
hub und anschließende Wiederverfüllung, 

Einbau des kontrollschachtes Photovoltaikinselanlage

realisiert. Durch die Drainage wird das be-
lastete Sickerwasser gefasst und kontrol-
liert – ohne weitere Behandlung – der Klär-
anlage zugeführt.
mit abschließenden Gesamtkosten in Höhe 
von rund 180.000 Euro wurde der geplante
Kostenrahmen eingehalten.
Die GAB unterstützte die Stadt Herrieden 
nach maßgabe des Art. 13a des Bayerischen 
Bodenschutzgesetzes und der hierzu ergan-
genen Unterstützungsfonds-Verordnung fi-
nanziell und fachlich bei der Durchführung 
der Sanierung.

AUtOREn UnD BILDREChtE >

Norbert Erhardt-Süß, ghb Ingenieurbüro, 
Bauhofstraße 2, 90571 Schwaig
Roland Ellinger, Roland Ellinger Grünplanung 
Bubenfeldstr. 4, 90556 Cadolzburg
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Beschränkte zustandsstörerhaftung
Beispielurteile zum richtigen Umgang mit der beschränkten zustandsstörerhaftung  
durch die Bodenschutzbehörde

Die Grundsätze zur Haftung des Zu-
standsstörers über den Verkehrs-
wert nach Sanierung hinaus sind zwar 

schon seit dem Beschluss des Bundesver-
fassungsgerichts vom 16.2.2000 geklärt, 
in der praxis beschäftigen sich die Verwal-
tungsrichter aber dennoch immer wieder mit 
Detailfragen. 

So erfolgt die Auswahl des Störers durch die 
Behörde nach deren Ermessen. Die dabei 
maßgeblichen Gründe müssen im Bescheid 
dargelegt werden. Dies erfordert, dass alle 
zum Zeitpunkt des Erlasses in Betracht kom-
menden Störer im Bescheid zumindest ge-
nannt und die Gründe für die Auswahl eines 
Störers dargelegt werden. Ein Fehler hierbei 
kann zwar im Verwaltungs- und – wenn vor-
gesehen – im Widerspruchsverfahren noch 
geheilt werden, im Gerichtsverfahren kann 
die Behörde die Gründe für ihre Ermessens-
entscheidung jedoch nur noch ergänzen, 
nicht aber nachholen (§ 114 S.  2 VwGo). 
Die Grenzziehung ist dabei im Einzelfall nicht  
immer einfach. 
Es kann später ein zweiter Bescheid mit ei-
ner korrekten Ermessensentscheidung erge-
hen. Ein mieter oder pächter als Zustands-
störer kann aber die Verzögerung nutzen, um 
das Vertragsverhältnis und damit seine Haf-
tung zu beenden. 

Nachfolgend geht es um die Gesichtspunkte 
für die Störerauswahl auf der sogenannten 
primärebene. maßgebliche Gesichtspunkte  
hierbei sind sowohl die Beseitigung der  
Gefahr als auch die Leistungsfähigkeit des 
Störers. 

1. wann besteht für die Behörde  
Ermittlungsbedarf zum verkehrswert  
nach Sanierung?

Das Bundesverfassungsgericht hat 2000 ge-
fordert, dass die Verwaltung über die Höhe 
der Kostenbelastung des Zustandsstörers 
entscheiden muss, wenn seine Kostenbe-
lastung wegen der fehlenden Zumutbarkeit 
aus verfassungsrechtlichen Gründen zu be-
grenzen ist. Wenn die Gründe hierfür zum 
Zeitpunkt der Sanierungsanordnung noch 
nicht vollständig bekannt sind, ist in der Sa-
nierungsverfügung ein Vorbehalt für eine ge-
trennte Kostenentscheidung zu machen. 

Diese Zumutbarkeitsprüfung ist sowohl hin-
sichtlich der Grenze des Verkehrswertes 
nach Sanierung für den nicht fahrlässig han-
delnden Zustandsstörer als auch beim nicht 
geschützten Zustandsstörer und seiner Haf-
tung über den Verkehrswert nach Sanierung 
hinaus erforderlich, weil die wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit des Zustandsstörers auch 
hier gesichert bleiben muss, auch wenn des-
sen unbelastete Grundstücke, im Sinne ei-
nes funktionalen und rechtlichen Zusam-
menhangs mit dem belasteten Grundstück, 
bei der Berechnung des Verkehrswertes nach 
Sanierung hinzugerechnet werden können. 

Auf die Notwendigkeit einer Abwägung zwi-
schen den schutzwürdigen Eigentümerinter-
essen und den Belangen der Allgemeinheit 
(Sanierungspflicht) auch beim zulässigen 
Überschreiten der Grenze des Verkehrs-
werts nach Sanierung wegen der fahrlässi-
gen Handlung des Zustandsstörers hat das 
thür. oVG, Urt. v. 26.3.2012 – 3 Ko 843/07, 
DVBl 2013, 156, hingewiesen. Dabei ist zu 
prüfen, ob und in welchem Umfang es dem 
Grundstückseigentümer zugemutet werden 
kann, sein sonstiges Vermögen (Stichwort: 
funktionaler, rechtlicher Zusammenhang) zur 
Sanierung in Anspruch zu nehmen. Im vorlie-
genden Fall wurde der Bescheid wegen die-
ses Ermessensfehlers aufgehoben. Er betraf 
zwar das Abfallrecht, für das aber die glei-
chen Regeln der Haftungsbegrenzung gelten. 

In der praxis kann diese prüfung nur dann 
vernachlässigt werden, wenn die Kosten er-
kennbar nicht den Verkehrswert nach Sanie-
rung erreichen, was insbesondere bei einer 
Detailuntersuchung wegen des damit regel-
mäßig verbundenen geringen Kostenauf-
wands denkbar ist (Beispiele: VG Augsburg, 
Beschl. v. 26.9.2002 – Au 7 02.918, juris: 
Detailuntersuchung 25.000 Euro, Grund-
stück mit insgesamt 22 Wohneinheiten; VGH 
münchen, Urteil vom 28.11.2007 – 22 BV 
02.1560, juris: zwar Sanierungskosten in 
Höhe von 150.000 Dm (Fall vor der Einfüh-
rung des Euro), aber bei einem vorsätzlich 
handelnden Handlungsstörer mit umfang-
reichem Waldbesitz im funktionalen Zusam-
menhang mit dem Altlastengrundstück). Erst 
später möglicherweise anfallende Kosten für 
die weitere Sanierung, die in dem Bescheid 
noch nicht geregelt sind, müssen also nicht 

berücksichtigt werden. Dagegen werden  
bereits früher angefallene Kosten aus frühe-
ren Bescheiden bei der prüfung der Belas-
tungsfähigkeit in einem späteren Bescheid 
hinzugerechnet.

2. Umfang und grenzen der  
Ermittlungspflicht der Behörde

Die Grenze der Ermittlungspflicht ergibt sich 
aus dem Gebot der effizienten Beseitigung 
der Gefahr. Insbesondere bei einer Detailun-
tersuchung kann die Behörde deshalb den 
Zustandsstörer verpflichten, wenn die Haf-
tung eines Handlungsstörers in tatsächlicher 
Hinsicht mit vertretbarem Aufwand nicht 
festzustellen ist. Beispiel: oVG Bremen, Be-
schl. v. 19.8.2003 – 1 A 42/03, NuR 2004, 
182: Die Behörde ist nicht verpflichtet, vor 
Erlass der Untersuchungsanordnung gegen-
über einem Zustandsstörer hinsichtlich der 
in Betracht kommenden Handlungsstörer 
durch Hinzuziehung von Sachverständigen 
eigene Recherchen vorzunehmen. Ebenso 
VGH münchen, Beschl. v. 18.4.2007 – 22 
ZB 07.222, NVwZ-RR 2007, 670: Da die blo-
ße möglichkeit der Verursachung zur Begrün-
dung der Verantwortlichkeit nicht ausreicht, 
kann auch der Zustandsstörer verpflichtet 
werden. 
Die telefonische Befragung von Zeitzeugen 
durch die Behörde brachte keine belastba-
ren Aussagen. Allerdings muss die Behör-
de alle möglichen Störer ermitteln. Im Fall 
des oVG Bremen, Beschl. v. 21.7.2009 – 1 
B 89/09, NuR 2009, 798, wurde die Sanie-
rungsanordnung im Verfahren des vorläufi-
gen Rechtsschutzes deshalb aufgehoben, 
weil die Behörde neben der Inanspruch-
nahme der Antragstellerin, Erbin und damit 
Rechtsnachfolgerin eines geschäftsführen-
den Gesellschafters einer KG, durch des-
sen unsachgemäßen Umgang mit Chemika- 
lien die schädliche Bodenveränderung/Alt-
last verursacht worden war, damit selbst 
Handlungsstörerin, nicht auch die Verpflich-
tung der Erbin des zweiten geschäftsführen-
den Komplementärs geprüft hatte, zumal de-
ren Erbschaft über eine mio. Dm betragen 
hatte, sodass deren Leistungsfähigkeit of-
fensichtlich war. Allerdings hat das oVG 
auch die Entscheidung der Behörde gebilligt, 
im Interesse der Effektivität der Sanierungs-
maßnahme nicht auch die Handlungsstö-
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rerhaftung einer GmbH & Co. KG als Rechts-
nachfolgerin der KG in Erwägung zu ziehen, 
da die Erfolgsaussichten dieses Vorgehens 
gering oder zweifelhaft waren.

Naturgemäß entzündet sich der Streit im Ver-
waltungsverfahren angesichts der geschil-
derten Vorgaben des Bundesverfassungsge-
richts an der Bestimmung des Verkehrswerts 
nach der Sanierung und an der wirtschaft-
lichen Leistungsfähigkeit des Sanierungs-
pflichtigen bei einer möglichen Kostenbelas-
tung über diese Grenze hinaus.

Für die Bestimmung des Verkehrswerts nach 
Sanierung genügt ein Verkehrswertgutach-
ten des Gutachterausschusses, nicht aber 
lediglich eine Ermittlung anhand von Boden-
richtwerten und einer möglichen Korrektur 
durch pauschale Zu- oder Abschläge (oVG 
Nordrhein-Westfalen, Beschl. v. 6.2.2013 – 
5 B 839/12, DVBl 2013, 657). Das Gericht 
weist auch darauf hin, dass die voraussicht-
lichen Sanierungskosten im Hinblick auf die 
Grenze des Verkehrswertes nach Sanierung 
verlässlich ermittelt werden müssen und 
dabei die Besonderheiten des Sanierungs-
grundstücks, hier: untertägige Luftschutzstol- 
lenanlage, berücksichtigt werden müssen.

Bei einer nur teilweisen Sanierung eines 
Grundstücks in einem ersten Schritt kann 
sich die Berechnung des Verkehrswertes 
nach Sanierung nur auf den Wert des Grund-
stücks nach Abschluss dieser teilsanierung 
beziehen, nicht aber auf den höheren Ver-
kehrswert nach Sanierung nach einer voll-
ständigen Sanierung, die erst möglicher- 
weise in weiteren Verfügungen erfolgen wird, 
VGH Baden-Württemberg, Urt. v.  8.3.2013 – 
10 S 1190/09, VBlBW 13, 455. Für den tei-
laushub als erste Sanierungsmaßnahme fie-
len Kosten in Höhe von ca. 1,3 mio. Euro 

an, während der Verkehrswert nach teilsa-
nierung nur 1,02 mio. Euro und erst nach 
einer später möglichen Vollsanierung 1,32 
mio. Euro betragen sollte. Da die Klägerin 
mangels einschlägiger Kenntnisse schutz-
würdig war, war der Bescheid rechtswidrig. 

Nach dem Beschluss des VG Lüneburg von 
15.4.2011 – 2 B 4/11, juris, kann sich die 
Behörde hinsichtlich der wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit bei der Überschreitung 
der Grenze des Verkehrswerts nach Sanie-
rung auf äußerlich erkennbare Indizien stüt-
zen, ohne im Regelfall zu umständlichen Er-
mittlungen zur wirtschaftlichen Lage des 
Störers verpflichtet zu sein (hier: Unterneh-
men mit 40 mitarbeitern und einem größe-
ren maschinen- und Fuhrpark). Der Sanie-
rungspflichtige muss demgegenüber seine 
wirtschaftliche Lage konkret darlegen und 
kann nicht wie in diesem Fall lediglich pau-
schal auf größere Kreditverpflichtungen ver-
weisen. 

Im Fall des VG minden, Urt. v.  12.9.2011 – 
11 K 3124/09, juris, ließ es das Gericht in 
einem Fall der Haftung über den Verkehrs-
wert nach Sanierung hinaus infolge Fahr-
lässigkeit genügen, dass die Klägerin, eine 
Gesellschaft zur Verwaltung eines umfang-
reichen Immobilienbesitzes, neben dem Sa-
nierungsgrundstück nach dem vom Gericht 
besorgten Grundbuchauszug als Eigentüme-
rin einer Anzahl von weiteren Immobilien ein-
getragen war, die durch den Gesellschafts-
zweck eine funktionale Einheit bildeten. Die 
Klägerin war einer gerichtlichen Aufforde-
rung, eine Übersicht aller Immobilien unter 
Angabe von Lage, Größe und Art der Bebau-
ung dem Gericht vorzulegen, innerhalb der 
gesetzten Frist nicht nachgekommen. Der 
geforderte Sanierungsaufwand betrug ein-
schließlich früherer Untersuchungsmaßnah-

men ca. 130.000 Euro bei einem Grund-
stückswert nur des belasteten Grundstücks 
nach der Bodenrichtwertkarte von ca. 
123.000 Euro. Auf diese Weise kann auch 
die Bodenschutzbehörde vorgehen.

Im Fall des VGH – Baden-Württemberg, Urt.  
v. 13.3.2014 – 10 S 2210/12, IBR 2014, 
378, wehrte sich der frühere Betreiber einer 
chemischen Reinigung als Handlungsstörer 
vergeblich gegen die Verfügung der Behör-
de, seine aktuellen Einkommens- und Ver-
mögensverhältnisse darzulegen. Ausgelöst 
wurde diese Verfügung durch einen erfolg-
reichen Antrag des Eigentümers des belas-
teten Grundstücks im Eilverfahren vor dem 
Verwaltungsgericht gegen die von ihm ver-
langte Detailuntersuchung. Der Antrag war 
erfolgreich, weil die Behörde der Behaup-
tung des Betreibers zu seiner Vermögenslo-
sigkeit gefolgt war, ohne dass er diese hinrei-
chend nachgewiesen hatte. Bei der Auswahl 
des Störers geht es zwar in erster Linie um 
die Effektivität der Gefahrenabwehr. Die Be-
hörde kann aber auch den Grundsatz der ge-
rechten Lastenverteilung und damit die feh-
lende wirtschaftliche Leistungsfähigkeit bei 
ihrer Ermessensauswahl berücksichtigen. 
Hierzu ist eine Überprüfung notwendig, die 
durch eine Verfügung durchgesetzt werden 
kann. Grundlage für eine solche mitteilungs-
pflicht ist in Baden-Württemberg § 3 Abs. 2  
LBodSchAG BW und in Bayern Art. 1 S. 2 
BayBodSchG. In gleicher Weise kann die 
Behörde nachprüfbare Aussagen über den 
Verkehrswert eines Grundstücks nach Sa-
nierung vom Zustandsstörer verlangen, 
wenn der entscheidungserhebliche Umfang 
seiner Belastbarkeit von der Behörde nicht 
auf andere Weise ermittelt werden kann.

autor >  
Dr. Hellmuth mohr, Rechtsanwalt, Stuttgart
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Sanierung mittels komplettaushub
Sanierung der ehemaligen hausmülldeponie der Stadt Miltenberg

Die Gemeinde mainbullau betrieb in der 
Zeit von ca. 1967 bis 1977 eine ge-
meindeeigene Hausmülldeponie („Bür-

germeisterkippe“). In den siebziger Jahren 
wurde mainbullau in die Stadt miltenberg ein-
gemeindet, die somit als Rechtsnachfolgerin 
verantwortlich für die Sanierungsmaßnahme 
der ehemaligen Hausmülldeponie wurde.
 
Entstanden war die Altablagerung durch die 
Verfüllung eines alten Hohlweges auf dem 
Bullauer Berg der Gemarkung mainbullau 
an einem nach Nordosten zum maintal hin 
abfallenden Hang des Bullauer Berges. Die  
Entfernung von der einstigen Altablagerung 
zur Gemeinde mainbullau betrug nur ca.  
300  m. Charakteristisch für den Standort 
ist die intensive Nutzung der angrenzenden 
landwirtschaftlichen Flächen für Beeren- und 
obstanbau. 
Durch die alte Deponie bestand die Gefahr 
eines Sickerwassereintrages über die was-
serungesättigte Bodenzone (über Klüfte) in 
den Kluftgrundwasserleiter des Bundsand-
steins durch einen möglichen hydraulischen 
Kontakt zwischen der Altablagerung und den 
beiden trinkwasserquellen, der Hainquelle 
und der Breitendielerquelle. 
Vor dem Hintergrund dieser Gegebenheiten 
und dem Fehlen einer qualifizierten Basis- 
und oberflächenabdichtung wurde eine De-
poniesanierung unerlässlich. 
Die GAB unterstützte hierbei die Stadt mil-
tenberg nach maßgabe des Art. 13a des 
Bayerischen Bodenschutzgesetzes und der 
hierzu ergangenen Unterstützungsfonds- 
Verordnung finanziell und fachlich bei der 
Durchführung der Sanierung mittels Kom-
plettaushub. 

Sanierungsplan und Ausschreibung  
der Bauleistungen
Bereits im Jahr 1999 erfolgten erste Erkun-
dungsuntersuchungen zur Abschätzung des 
Gefährdungspotenzials der alten Gemein-
dedeponie aufgrund der Nähe zur gemeind-
lichen trinkwasserfassung. In den Folgejah-
ren wurden weitere Erkundungsmaßnahmen 

am Deponiekörper und am Grundwasser 
durchgeführt. Im Ergebnis aller Untersu-
chungen war der hinreichende Verdacht ei-
ner schädlichen Bodenveränderung oder ei-
ner Altlast im Sinne des § 9 Abs. 2 Satz 1 
BBodSchG hinsichtlich des Wirkungspfades 
Boden-Grundwasser gegeben.
Nach Durchführung einer Variantenstudie 
wurde von allen Beteiligten als Sanierungs-
verfahren ein Komplettaushub des müllkör-
pers favorisiert. Auf Grund der temporären 
Durchströmung des Deponiekörpers mit 
Hangzugs- und Schichtwässer war eine ober-
flächenabdichtung fachlich nicht zielführend. 
Eine Einkapselung hätte zu vergleichbaren 
Kosten wie der Komplettaushub geführt 
und zusätzlich ein nachlaufendes monitoring  
erfordert.
Im Anschluss daran wurde basierend auf 
den Vorerkundungsergebnissen ein Vorge-
henskonzept erstellt, welches die vollstän-
dige Sanierung mittels frei geböschten Aus-
hubs unter engständiger und ganzzeitiger 
fachgutachterlicher Begleitung vorsah. Die 
Eckpunkte der Sanierung wurden in Form ei-
nes Sanierungsplanes festgeschrieben und 
behördlicherseits genehmigt.

Im Zuge der Ausführungsplanung zur Depo-
niesanierung wurden im Sommer 2013 erst-
mals Baggerschürfe am Deponiekörper er-
stellt. Die Schurferkundung ergab, dass im 
müllkörper asbesthaltige Baustoffe dispers 
verteilt vorhanden waren. Hierdurch war der 
Weg zur Verwertung des materials in einer 
Behandlungsanlage versperrt. Vor diesem 
Hintergrund wurden die Aufhebung der Aus-
schreibung und eine tektur des Sanierungs-
plans erforderlich. Dieser „2. Sanierungs-
plan“ wurde im Januar 2014 vorgelegt und 
behördlicherseits genehmigt.  

Durchführung der Sanierung
Aufgrund der relativ flächig verbreiteten As-
bestrückstände im Aushubmaterial wurde in 
enger Abstimmung mit den Fach- und Auf-
sichtsbehörden sowie der Stadt miltenberg 
und der GAB eine Verbringung des komplet-

ten müllkörpers (jedoch nicht der Abdeckung) 
zur örtlichen Hausmülldeponie Guggenberg 
konzipiert. Da eine Behandlung bzw. Verwer-
tung des Deponats nicht möglich war, galt 
hier die grundsätzliche Andienungspflicht für 
gefährliche Abfälle.
Eine abfallrechtliche Deklaration durch Hauf-
werksbildung direkt im Bereich der Altdepo-
nie war aufgrund der Asbestrückstände nicht 
vertretbar, so dass eine Direktverbringung 
zur örtlichen Hausmülldeponie Guggenberg 
mit parallel zum Verladen stattfindenden pro-
benahmen konzipiert wurde. 
Die Festlegung des Ausführungszeitraums für 
die Deponiesanierung im Juni 2014 erfolgte 
in Abstimmung mit den ortsansässigen obst-
bauern außerhalb der Haupterntezeit. 

Sowohl die laterale als auch die horizonta-
le Ausdehnung der Aushubmaßnahme wurde 
im Zuge des Aushubs durch die örtliche Bau-
überwachung anhand der organoleptischen 
Beurteilung hinsichtlich Aussehen und Ge-
ruch und in teilbereichen anhand der Ergeb-
nisse von vorauseilenden Schürferkundun-
gen festgelegt. Der Sanierungsaushub im 
Bereich des alten Hohlweges erfolgte streng 
von Nord nach Süd. Eine Verschleppung von 
Belastungen in bereits sanierte teilstreifen 
wurde auf diese Weise ausgeschlossen.
Das anfallende Aushubmaterial der jünge-
ren (asbestfreien) Abdeckung wurde stan-
dardmäßig auf Haufwerke à ca. 300 m3 
aufgesetzt und durch die örtliche Bauüber-
wachung hinsichtlich einer Verwertung vor 
ort oder zur Festlegung des einzuschlagen-
den Entsorgungsweges beprobt.

Das Aushubmaterial des eigentlichen müll-
körpers (Gemische aus Boden mit Hausmüll 
und Bauschutt in wechselnden Anteilen,  
Böden ohne nennenswerte Hausmüllantei-
le, reiner Bauschutt, untergeordnete men-
gen an Schrott etc.) wurde unter baubeglei-
tender Beprobung bei der Verladung (eine 
mischprobe je LKW, je ca. 30 LKW eine Ana-
lyse nach DepV) direkt zur Deponie Guggen-
berg verbracht. 

Aushubsohle (roter Sandsteinzersatz), 
mit Aushub-Randbereich 

Ansicht des sanierten 
südlichen Abschnitts 

Aushubarbeiten  
mit Direktverladung

Asbestzement im Auffüllungskörper 
(L = ca. 25 cm)
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5 Fragen zu Altlasten
Interview mit herrn Bürgermeister  
helmut Demel, Stadt Miltenberg

Herr Bürgermeister, 
Sie haben mit Unter-
stützung durch die 
GAB und den Unter-
stützungsfonds  
die Deponie in  
mainbullau saniert.

1. Was hat Sie veranlasst, das  
Altlastenthema in Ihrer Gemeinde  
anzugehen?

Wir hatten Kenntnis davon, dass es  
müllablagerungen in mainbullau gab, wie 
in fast allen orten in den 50er und 60er 
Jahren und so waren wir mit dem thema 
Altlasten schon seit vielen Jahren betraut 
und sind die Bearbeitung auch stets  
offensiv angegangen.

2. Was waren Ihre wichtigsten Er fahrun-
gen bei der Sanierung der Deponie?

Durch die Sanierung der ehemaligen 
Hausmülldeponie wurde vor allem die  

Gefahr der Verunreinigung des Grundwas-
sers am Bullauer Berg abgewehrt. Die ehe-
malige Hausmülldeponie befindet sich im 
Wasserschutzgebiet Zone IIIb. Nachdem 
nun diese alte Deponie aus dem Altlasten-
verdacht entlassen wird und auch keine  
weiteren Untersuchungen mehr nötig sind, 
können wir unsere Bürger beruhigen und 
ihnen guten Gewissens sagen, dass kei-
ne Gefahr mehr für die Verunreinigung des 
Grundwassers durch müllablagerungen an 
diesem ort besteht.

3. Wie wurde die Sanierungsmaßnahme 
in der Gemeinde aufgenommen?

Sehr positiv, aber auch mit Nachfragen,  
warum so viel Geld ausgegeben werden 
muss. Hier war die Unterstützung durch die 
GAB sehr hilfreich, weil dem Bürger klar 
wurde, dass er mit der Lösung eines sol-
chen problems nicht alleine gelassen wird.

4. In welchen Punkten hat Ihnen die  
Zusammenarbeit mit der GAB die Arbeit 
erleichtert?

Die Abwicklung erfolgte reibungslos und  
lag in den Händen von profis. Durch die  
mitarbeit der GAB hatten wir fachkundige 
Ansprechpartner, die bei allen Fragen zu 
den Altlasten, die ja einer Stadtverwaltung 

nicht immer gestellt werden, zur Verfü-
gung standen. 

5. Welchen Rat würden Sie anderen  
Gemeinden im Hinblick auf Deponie- 
sanierungen mitgeben?

Die Vorgehensweise sollte mit allen Be-
teiligten frühzeitig abgestimmt und nicht 
auf die lange Bank geschoben werden. 
Wie unsere Erfahrung zeigt, ist die GAB 
auch immer bereit, die Kommune zu  
unterstützen, z. B. ob und wie eine Förde-
rung möglich ist und was zu beachten  
ist, wenn die Altlasten beseitigt werden. 
packen Sie das thema zügig an, denn 
der unbedarfte Bürger kann mit den  
Auswirkungen der Belastung einer müll-
deponie nicht umgehen und ist dankbar, 
wenn ihm Sorgen abgenommen werden. 
Ein starker und erfahrener partner an  
der Seite der Kommune hilft dabei!

Vielen Dank für das freundliche  
Gespräch!

FAktEn >      
Deponiebetrieb: 1967 bis 1977
Fläche: 1.500 m²
Deponievolumen: 2.000 m³
Gesamtkosten: 295.000 Euro
Bauzeit: Juni bis August 2014

Um eine Verschleppung von Verunreinigun-
gen auf die öffentliche Straße grundsätzlich 
zu unterbinden, wurden alle transportfahr-
zeuge abgeplant.
Die im Sanierungsplan vorgesehenen Sanie-
rungsgrenzen konnten in horizontaler (Grund-
stücksgrenzen) und vertikaler Richtung  
(natürliche Sedimente des Buntsandsteins) 
eingehalten werden.

Gemäß Vermessung und massenermittlung 
wurden auf einer Länge von knapp 130  m 
und einer Breite von 10 – 15 m insgesamt 
ca. 1.600  m³ hausmüllhaltiges Auffüllungs-
material ausgehoben und abgefahren. Dies 
entspricht einer mittleren Auffüllungshöhe 
von etwa 1  m. Insgesamt wurden ca. 2.000  t 
Boden mit Hausmüllanteilen entsorgt, hier-
für waren 319 LKW-Fuhren notwendig.

Die reine Sanierung (der Sanierungsaushub) 
wurde Ende Juni 2014 innerhalb von nur vier 
Werktagen abgeschlossen. Nach erfolgtem 
Aushub und nach Vorlage der Beweissiche-
rungsergebnisse auf die Leitparameter der 
Sanierung erfolgte die Freigabe zur qualifi-
zierten Wiederverfüllung. 

Die Verfüllung des Aushubbereichs mit sau-
berem Bodenmaterial fand nach Vorlage aller 
Analysenergebnisse der Sohlproben sowie 
nach Bereitstellung eines geeigneten Ersatz-
bodens (LAGA Z0) im August 2014 statt.

Fazit
Im Ergebnis der Untersuchungen ist u. a. 
festzustellen, dass die Erkundung einer 
Hausmülldeponie allein mittels Sondierboh-
rungen keine verlässliche Bewertung im Hin-
blick auf die tatsächliche Zusammensetzung 
des Deponats zulässt. Eine Deponieerkun-
dung hat demzufolge stets mittels Bagger-
schürfen zu erfolgen. Sondierbohrungen soll- 

>weiter auf Seite 8
Lage und Ausdehnung  
des Deponiekörpers
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Der technische Beirat der GAB –  
aktuelle Zusammensetzung

Die Zusammensetzung des technischen Beirats entspricht analog dem Aufsichtsrat der 
GAB der Verteilung der Gesellschafteranteile: Vier Vertreter (50 %) vom Freistaat Bayern,  
zwei Vertreter (25 %) von der Gemeinschaftseinrichtung zur Altlastensanierung in  

Bayern e. V. (GAB e. V.), je ein Vertreter (12,5 %) vom Bayerischen Gemeindetag und vom  
Bayerischen Städtetag.
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Altlasten- 
symposium 
2015
1. und 2. juli 2015 
in Schweinfurt 

Das programm und 
die Anmeldeunter-
lagen bekommen Sie auf der Homepage 
der GAB (www.altlasten-bayern.de)  
als pdf-Download oder auch gerne auf  
telefonische Anforderung zugesendet 
(tel. 089 44 77 85 0).  
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Altlastensymposium 2015
Schweinfurt
Konferenzzentrum Maininsel
1./2. Juli 2015

v.l.n.r.: Alexandra gitschner, BMw Ag, Dr. Martin Biersack, Bayerisches Landesamt für Umwelt, 
Barbara Stüdlein, Stadt Bad neustadt an der Saale (stellv. vors.), Dr. gernot huber, Bayerisches 
Landesamt für Umwelt, Christina von Seckendorff, Bayerisches Staatsministerium für Umwelt und 
verbraucherschutz (vors.), gerhard zenger, Stadt Lauf an der Pegnitz, Alexander zadow, Bayerisches 
Staatsministerium für Umwelt und verbraucherschutz (in vertretung für Petra Bücherl, Bayerisches 
Staatsministerium für Umwelt und verbraucherschutz); dazu rechts im Bild: Michael kremer, 
geschäftsführer der gAB. (Stand: April 2015)

ten allenfalls flankierend in Ergänzung des 
Schürfrasters zum Einsatz kommen. 

Die tatsächliche Aushubkubatur liegt mit 
festgestellten ca.  1.600  m³ (bzw. knapp 
2.000  t) deutlich unter den durch den Vor-
gutachter ermittelten mengen (2.500  m³).
maßgeblich für die Differenz zwischen den 
Angaben des Vorgutachters und der tat-
sächlichen Entsorgungsmasse und Kubatur 
ist zum einen die relativ geringe Dichte des 
müllkörpers, zum anderen verringerte sich 
aufgrund der geomorphologischen Gegeben-

heiten die Auffüllungsmächtigkeit in südli-
cher Richtung auf wenige Dezimeter. Zusätz-
lich lief der Hohlweg nach innen spitz zu.

Die gesamte Altablagerung mainbullau wur-
de planmäßig und vollständig bis auf die  
natürlich anstehenden Sedimente mittels 
Komplettaushub saniert. Die Beweissiche-
rung ergab keine Restbelastungen im Be-
reich der ehemaligen Aufstandsfläche des 
Deponiekörpers. Die Baumaßnahme verlief 
unfallfrei und blieb im Zeit- und Kostenrah-
men. Der Sanierungserfolg ist belegt.

AUtOREn/BILDREChtE >  
Dipl. Geol. Angelika Schedler,  
DAS Ingenieurbüro für Bau- und  
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